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1. Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

1.1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 

XING AG 

1.2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg. 

 

2. Gegenstand des Unternehmens 

2.1. Gegenstand der Gesellschaft ist der Betrieb eines Onlinedienstes, internetbasierte Ge-
schäftsvermittlung, Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen und sonstige inter-
netbasierte Dienstleistungen, soweit diese keiner behördlichen Erlaubnis bedürfen. 

2.2. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gegenstand des Unternehmens 
unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie darf zu diesem Zweck im In- und 
Ausland Zweigniederlassungen errichten, andere Unternehmen gleicher oder verwandter 
Art gründen, erwerben, veräußern oder sich an diesen beteiligen und deren Geschäftsfüh-
rung übernehmen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie kann ih-
ren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern. 

 

3. Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Für die Zeit vom 1. Juli 2006 bis zum 31. 
Dezember 2006 wird ein Rumpfgeschäftsjahr gebildet. 

 

4. Bekanntmachungen, Informationen und Mitteilungen 

4.1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzeiger 
für die Bundesrepublik Deutschland. 

4.2. Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Inhabern zugelassener 
Wertpapiere Informationen auch im Wege der Datenfernübertragung übermitteln. 

4.3. § 27a Absatz 1 des Gesetzes über den Wertpapierhandel (WpHG) findet keine Anwen-
dung. 

 

 

 



  

5. Grundkapital 

5.1.  Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 

€ 5.291.996,00. 

5.2. Das Grundkapital der Gesellschaft ist in 5.291.996 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) 
eingeteilt. 

5.3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital bis zum 
31. Oktober 2011 ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrfach um insgesamt bis zu 
€ 1.855.777,00 durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden bis zu Stück 
1.855.777 Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2006). 

Bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzu-
räumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbe-
träge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit 
auszuschließen, als dies erforderlich ist, um den Inhabern von Optionsscheinen, Wandel-
schuldverschreibungen oder Optionsanleihen, die von der Gesellschaft oder ihr nachge-
ordneten in- oder ausländischen Konzernunternehmen ausgegeben wurden, ein Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem Umfang einräumen zu können, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustünde. 
Der Vorstand ist außerdem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich i.S.d. §§ 
203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und die gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der  
Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausgabe der 
neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräu-
ßert oder ausgegeben wurden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist im Falle von Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 
oder Wirtschaftsgütern, ausgeschlossen. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Durchführung 
der Erhöhung des Grundkapitals oder nach Ablauf dieser Ermächtigungsfrist neu zu fas-
sen. 

5.4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 180.599,00 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 180.599 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital l 
2006). Das Bedingte Kapital l 2006 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienop-
tionen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 3. 
November 2006 unter Berücksichtigung der Änderungen durch Beschluss der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 21. November 2006 und vom 28. Mai 2009 von der Ge-
sellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplanes 2006 ausgegeben wurden. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen aus dem vorgenann-
ten Aktienoptionsplan ausgegeben wurden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ih-
rem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht 
in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe 
der Aktien aus dem Bedingten Kapital I 2006 erfolgt zu dem gemäß Beschluss der Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 3. November 2006 zu Punkt 6 Buchstabe c) lit. e) der 
Tagesordnung unter Berücksichtigung der Änderungen durch Beschluss der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 21. November 2006 zu Punkt 2 der Tagesordnung und 



  

Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 zu Punkt 10 lit. a) Ziffer (3) der Ta-
gesordnung festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechtes noch kein Be-
schluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinnes gefasst worden 
ist, am Gewinn teil. 

5.5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um insgesamt € 1.540.680,00 durch Ausgabe von 
insgesamt bis zu 1.540.680 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital II 2006). Das Bedingte Kapital II 2006 dient ausschließlich der Gewäh-
rung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, die gemäß Er-
mächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 03. November 2006 unter TOP 7 lit. 
a) durch die Gesellschaft oder durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, ausgegeben werden. 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbe-
schlusses jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhö-
hung wird nur durchgeführt, soweit die Inhaber der Wandlungs- oder Optionsrechte von 
ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus 
solchen Schuldverschreibungen erfüllen. Die Aktien nehmen - sofern sie bis zum Beginn 
der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen - vom Beginn des vorher-
gehenden Geschäftsjahres, ansonsten vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie ent-
stehen, am Gewinn teil. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Ziffer 5.1 bis Ziffer 5.5 der Satzung jeweils 
entsprechend der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen. 

5.6. Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 ermächtigt 
worden, bis zum 20. Mai 2013 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 675.000 neuen, auf 
den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu € 
675.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2008). Den Aktionären ist dabei ein Be-
zugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch 
den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

(i) um Spitzenbeträge auszugleichen; 

(ii) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere im Rahmen des Erwerbs von 
oder des Zusammenschlusses mit Unternehmen bzw. Teilen von Unternehmen 
oder des Erwerbs von Beteiligungen an Unternehmen, ausgegeben werden; 

(iii) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinlage ausgegeben werden und der 
Ausgabepreis je Aktie den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, 
bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien nicht we-
sentlich unterschreitet. Der Bezugsrechtsausschluss kann in diesem Fall jedoch 
nur vorgenommen werden, wenn die Anzahl der in dieser Weise ausgegebenen 
Aktien zusammen 

- mit der Anzahl eigener Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert wer-
den, und 

- der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von Options- und/oder Wand-
lungsrechten oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder Genussrechten entstehen können, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, sowie 

- der Anzahl der Aktien, die aus dem Genehmigten Kapital 2006 unter Aus-
schluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 



  

10% des Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien überschreitet. 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, 
die Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbe-
sondere den Ausgabebetrag, festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

5.7 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 129.137,00 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 129.137 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2008). Das Bedingte Kapital 2008 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienopti-
onen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. 
Mai 2008 unter Berücksichtigung der Änderungen durch Beschluss der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 28. Mai 2009 von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienopti-
onsplanes 2008 ausgegeben wurden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie Aktienoptionen aus dem vorgenannten Aktienoptionsplan ausgegeben 
wurden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Ge-
sellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eige-
ne Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten 
Kapital 2008 erfolgt zu dem gemäß Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 21. Mai 2008 zu Punkt 7 lit. c) Ziffer (5) der Tagesordnung unter Berücksichtigung 
der Änderung durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 zu Punkt 10 lit. 
a) Ziffer (3) der Tagesordnung festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. 

5.8. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 102.900,00 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 102.900 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2009). Das Bedingte Kapital 2009 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienopti-
onen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 28. 
Mai 2009 von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2009 ausgegeben 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptio-
nen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf 
Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Be-
zugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus 
dem Bedingten Kapital 2009 erfolgt zu dem gemäß Beschluss der Hauptversammlung 
vom 28. Mai 2009 zu Punkt 11 Buchstabe d) Ziffer (5) festgelegten Ausübungspreis. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Ge-
winn teil. 

5.9. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 94.318,00 durch Ausgabe von bis zu 
Stück 94.318 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2010). Das Bedingte Kapital 2010 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienopti-
onen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 27. 
Mai 2010 von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2010 ausgegeben 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptio-
nen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf 
Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Be-
zugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus 
dem Bedingten Kapital 2010 erfolgt zu dem gemäß Beschluss der Hauptversammlung 
vom 27. Mai 2010 zu Punkt 8 Buchstabe d) Ziffer (5) festgelegten Ausübungspreis. Die 
neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Ge-
winn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung jeweils entsprechend 
der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtaus-
nutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen nach Ablauf des Ermächti-
gungszeitraums sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2010 nach 
Ablauf der Fristen für die Ausübung von Bezugsrechten. 



  

6. Aktien, Aktienregister 

6.1.  Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. 
Der Anspruch des Aktionärs auf Einzel- oder Mehrfachverbriefung ist ausgeschlossen, so-
weit nicht eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an 
der die Aktien zugelassen sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, gegen Kostenerstattung Ak-
tienurkunden auszustellen, die einzelne oder mehrere Aktien verkörpern. 

6.2.  Die Aktien lauten auf den Namen. Dies gilt auch für neue Aktien, sofern die Hauptver-
sammlung nichts anderes beschließt. Die Gesellschaft führt ein Aktienregister, in das die 
Namensaktien unter Angabe des Namens, des Geburtsdatums und der Adresse des Inha-
bers sowie der Stückzahl oder der Aktiennummern einzutragen sind. Bei juristischen Per-
sonen und rechtsfähigen Personengesellschaften ist anstelle des Geburtsdatums der Sitz 
einzutragen. Der Aktionär kann von der Gesellschaft Auskünfte über die zu seiner Person 
im Aktienregister eingetragenen Daten verlangen. 

6.3. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 
AktG bestimmt werden. 

 

7. Der Vorstand 

7.1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat bestimmt die 
Anzahl der Mitglieder des Vorstands. Auch wenn das Grundkapital mehr als € 3.000.000 
beträgt, kann der Aufsichtsrat bestimmen, dass der Vorstand nur aus einer Person besteht. 

Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden des 
Vorstands ernennen. 

7.2. Der Aufsichtsrat erlässt und ändert durch einstimmigen Beschluss eine Geschäftsordnung 
für den Vorstand. 

7.3. Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit das 
Gesetz nicht zwingend Einstimmigkeit voraussetzt. 

 

8. Vertretung der Gesellschaft, Geschäftsführung 

8.1. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere 
Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder ge-
meinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertre-
ten. Der Aufsichtsrat kann einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern Einzelvertre-
tungsbefugnis erteilen. Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und 
zur gesetzlichen Vertretung gemeinsam mit einem Vorstandsmitglied berechtigte Prokuris-
ten allgemein und im Einzelfall ermächtigen, Rechtsgeschäfte zugleich für die Gesellschaft 
und als Vertreter eines Dritten abzuschließen (§ 181 2. Alt. BGB). § 112 AktG bleibt unbe-
rührt. 

8.2. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung 
sowie der gemäß Ziffer 7.2 erlassenen Geschäftsordnung. 

8.3. Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung des Vorstands zu bestimmen, dass bestimm-
te Geschäfte bzw. Arten von Geschäften seiner Einwilligung bedürfen. 

8.4.  Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte von seiner Einwilligung abhängig ma-
chen. Er kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften 
allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedingungen genügt, 
im Voraus erteilen. 

 

 



  

9. Der Aufsichtsrat 

9.1.  Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von 
der Hauptversammlung gewählt. 

9.2.  Für die Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei 
der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Auf-
sichtsratsmitglieder treten. Eine Person kann für mehrere Aufsichtsratsmitglieder zum Er-
satzmitglied bestellt werden. 

9.3.  Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Beendigung derjenigen Hauptver-
sammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 
Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitge-
rechnet. Die Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

9.4.  Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den Vorstand zu richtende 
textförmliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. Bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes kann die Niederlegung fristlos erfolgen. Der Vorstand be-
nachrichtigt den Aufsichtsratsvorsitzenden unverzüglich. 

9.5. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds in Erman-
gelung eines Ersatzmitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des 
ausscheidenden Mitglieds. Nur der Vorsitzende und - im Fall seiner Verhinderung - der 
Stellvertreter sind befugt, Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegen zu nehmen. 

 

10. Vorsitzender und Stellvertreter 

10.1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die 
in Ziffer 9.3 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt unter dem Vorsitz des an 
Lebensjahren ältesten anwesenden Mitglieds des Aufsichtsrats im Anschluss an die Haupt-
versammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind, in einer ohne be-
sondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Dasselbe gilt entsprechend für den Fall der 
gerichtlichen Bestellung. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter aus, so ist unver-
züglich eine Neuwahl für den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 

10.2. Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn 
dieser verhindert ist. 

 

11.  Aufsichtsratsbeschlüsse 

11.1.  Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden 
unter Bestimmung der Form der Sitzung schriftlich, per Telefax oder per Email einberufen 
und zwar mit einer Ladungsfrist von 14 Tagen. In dringenden Fällen kann die Einberufung 
auch mündlich oder telefonisch unter angemessener Verkürzung der Frist erfolgen. Mit der 
Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen und etwaige Beschlussvor-
schläge sowie Ort und Zeit der Sitzung zu übermitteln. Außerhalb der Sitzungen sind Be-
schlussfassungen durch mündliche, telefonische oder schriftliche Stimmabgaben sowie 
durch Stimmabgaben per Telefax oder Email oder mittels sonstiger gebräuchlicher Tele-
kommunikationsmittel zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende dies für den Einzelfall 
bestimmt. Ein Widerspruchsrecht der Mitglieder des Aufsichtsrats besteht nicht. Der Auf-
sichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es 
sich in der Abstimmung der Stimme enthält. 

11.2.  Beschlüsse des Aufsichtsrates bedürfen soweit das Gesetz oder diese Satzung keine Ab-
weichung zwingend bestimmen, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 



  

11.3.  Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist als Nachweis, nicht jedoch 
als Wirksamkeitserfordernis, eine Niederschrift anzufertigen. Sie ist von dem die Sitzung 
leitenden Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter zu unterzeichnen. 

 

12. Vergütung 

12.1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit 
zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von € 40.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
erhält das 2-fache der festen Vergütung nach Ziffer Satz 1. 

12.2.  Die Vergütung nach Ziffer 12.1. ist jeweils für das zurückliegende Geschäftsjahr am Tag 
nach der Hauptversammlung, in der über die Entlastung des Aufsichtsrats beschlossen 
wird, zahlbar. Mitglieder des Aufsichtsrats, die während eines Geschäftsjahres in den Auf-
sichtsrat eintreten oder aus ihm ausscheiden, erhalten die Vergütung nach Ziffer 12.1 
zeitanteilig. 

12.3.  Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz ihrer baren Auslagen. Die auf die 
Vergütung und Auslagen zu zahlende Umsatzsteuer wird die Gesellschaft den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats gegen Erteilung einer von dem betreffenden Aufsichtsratmitglied ausge-
stellten und die Gesellschaft zum Vorsteuerabzug berechtigenden Rechnung erstatten. 

 

13. Ordentliche Hauptversammlung 

Die Ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über 

- die Verwendung des Bilanzgewinns; 

- die Entlastung des Vorstands; 

- die Entlastung des Aufsichtsrats; 

- die Bestellung des Abschlussprüfers. 

 

14. Einberufung und Teilnahme an der Hauptversammlung, Stimmrecht 

14.1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Platz einer deutschen 
Börse statt. Sie wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen 
durch den Aufsichtsrat einberufen. 

14.2. Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt, soweit das Gesetz keine abweichende 
Frist bestimmt, mindestens sechsunddreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung. 
Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. 

14.3 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind dieje-
nigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich zur Hauptver-
sammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens sechs Ta-
ge vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
zugegangen sein. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mit-
zurechnen. Die Anmeldung hat schriftlich, per Telefax oder auf einem in der Einberufung 
bezeichneten elektronischen Weg zu erfolgen. Innerhalb eines Zeitraums vom Beginn des 
zweiten Tages vor der Hauptversammlung bis zum Schluss der Hauptversammlung wer-
den keine Umschreibungen im Aktienregister vorgenommen. 

14.4. - ersatzlos aufgehoben -  

14.5. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

14.6. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Vollmachten, die 
nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der über § 135 
AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen erteilt werden, sind in Textform (§ 126b 



  

BGB) zu erteilen. Der Nachweis der Vollmacht kann der Gesellschaft auf einem vom Vor-
stand näher zu bestimmenden Weg der elektronischen Kommunikation übermittelt wer-
den. Die Einzelheiten werden in der Einberufung bekannt gemacht. 

 

15. Vorsitz in der Hauptversammlung 

15.1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, sein Stell-
vertreter oder ein durch den Aufsichtsrat bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied. Für 
den Fall, dass kein Mitglied des  Aufsichtsrates den Vorsitz übernimmt, so eröffnet der be-
urkundende Notar die Hauptversammlung und lässt den Leiter der Versammlung durch 
diese wählen. 

15.2. Der Versammlungsleiter bestimmt Art und Form der Abstimmung. Ferner bestimmt er die 
Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden; sie kann von 
der Einladung abweichen. Weiterhin kann der Vorsitzende die Reihenfolge der Redebeiträ-
ge bestimmen. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich an-
gemessen beschränken. Er kann insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder 
während ihres Verlaufs einen zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsver-
lauf, für einzelne Tagesordnungspunkte oder für den einzelnen Redner oder Fragesteller 
festsetzen. 

15.3.  Der Vorstand ist ermächtigt, die Übertragung der Hauptversammlung ganz oder teilweise 
in Bild und Ton zuzulassen. Eine entsprechende Ankündigung erfolgt in der Einberufung. 

 

16. Beschlussfassung 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit das Gesetz oder diese Satzung kei-
ne größere Mehrheit zwingend vorschreiben, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit 
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit das 
Gesetz keine größere Kapitalmehrheit zwingend vorschreibt, die einfache Mehrheit des 
vertretenen Kapitals. Stimmenthaltungen gelten nicht als Stimmabgaben. 

 

17. Jahresabschluss, Ordentliche Hauptversammlung, Ergebnisverwendung 

17.1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss, 
den Konzernabschluss sowie - soweit gesetzlich vorgeschrieben - die jeweiligen Lagebe-
richte für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Abschlussprüfer zur Prüfung 
vorzulegen. Nach Eingang des Prüfungsberichts sind der Jahresabschluss, der Konzernab-
schluss, die Lageberichte und der Prüfungsbericht dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich 
hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er in der Hauptver-
sammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. Der Aufsichtsrat hat den 
Jahresabschluss, den Konzernabschluss, die Lageberichte und den Vorschlag über die 
Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich 
an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht binnen eines Monats, nach-
dem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss des Berichts 
hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und Konzernabschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so 
ist dieser festgestellt. 

17.2. Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Vor-
stand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der 
ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die 
Bestellung des Abschlussprüfers, die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie 
über die Verwendung des Bilanzgewinns. 

 



  

17.3. Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den 
Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge 
und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzu-
stellen. Die Einstellung eines größeren Teils als die Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht 
zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen nach der Einstellung die Hälfte des Grund-
kapitals übersteigen würden. 

17.4.  Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten 
Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung be-
stimmen als in § 58 Abs. 3 S. 1 AktG vorgesehen ist. Die Hauptversammlung kann anstelle 
oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüttung beschließen. Nach Ablauf eines Ge-
schäftsjahrs kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates im Rahmen des § 59 
AktG einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die Aktionäre auszahlen. 

 

18.  Änderungen der Fassung dieser Satzung 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung 
betreffen. Dies gilt auch für die Anpassung der Satzung infolge einer Veränderung des 
Grundkapitals. 

 

19. Gründungskosten, Umwandlungskosten und Aufbringung des Grundkapitals 

19.1. Die Gesellschaft ist im Wege der formwechselnden Umwandlung aus einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung unter der Firma OPEN Business Club GmbH entstanden. Die 
OPEN Business Club GmbH hat ihren Gründungsaufwand (Notar- und Handelsregisterge-
bühren, Kosten der Bekanntmachung und Gründungsberatung) bis zur Höhe von € 
2.500,00 getragen. 

19.2. Das Grundkapital wurde in Höhe von € 52.050,00 durch formwechselnde Umwandlung 
der OPEN Business Club GmbH gemäß Umwandlungsbeschluss vom 19. Juli 2006 erb-
racht. Das Grundkapital der Gesellschaft entsprach ursprünglich dem Stammkapital der 
OPEN Business Club GmbH. Die Aktionäre der Gesellschaft waren am Grundkapital der 
Gesellschaft im Zeitpunkt des Formwechsels ebenso wie am Stammkapital der OPEN Bu-
siness Club GmbH beteiligt. 

19.3. Die Gesellschaft trägt die Kosten des Formwechsels im geschätzten Gesamtbetrag von € 
20.000,00, jedoch höchstens soweit der Wert des Vermögens der Gesellschaft zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens des Formwechsels nach Abzug der Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen den Betrag des Grundkapitals übersteigt. 

 

* * * 


